
Der Energiespareffekt durch rund 100.000 Beratene be­
trägt mehr als 3.000 GWh. Die CO

2
­Emission wird um rund 

1,1 Mio. Tonnen reduziert. Die durch die Beratungen eines 
Jahres bewirkten Maßnahmen führen zu einer Energie­
einsparung, die einem Güterzug von 50 km Länge voller 
Steinkohle entspricht.

Über 95 % der Beratenen sind mit 
der Qualität der Beratung zufrieden 
und empfehlen sie weiter.

Mehr als drei Viertel der Beratenen setzen die in der Bera­
tung empfohlenen Maßnahmen um. Haushalte, die  beraten 
wurden, realisieren eine deutlich höherwertige energe­
tische Sanierung, einen effi zienteren Einsatz erneuerbarer 
Energien oder wirkungsvolle Stromsparmaßnahmen. Sie 
investieren dafür im Durchschnitt 2.000 Euro mehr als 
Haushalte ohne Beratung.
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40 JAHRE ENERGIEBERATUNG 
DER VERBRAUCHERZENTRALE
Zahlen und Fakten

Düsseldorf Bochum

2.000 €
höhere 

Investitionen

Ca. 80 % der Beratenen 
 setzen Maßnahmen um.

10 km 20 km 30 km 40 km

Kernaufgabe der Verbraucherzentrale ist es, die Interessen der Verbraucher zu vertreten. Das geschieht in den einzel-
nen Beratungen ganz individuell für jeden Einzelfall. Strukturelle Probleme und serienmäßige Verbrauchertäuschungen 
werden jedoch erst dann deutlich, wenn eine Vielzahl von Beratungsergebnissen ausgewertet wird. Gegenstand der 
Untersuchungen war die Diskrepanz zwischen der tatsächlichen Beschaffenheit von Dienstleistungen und Produkten 
und der jeweils von Herstellern und Dienstleistern versprochenen Qualität. Dazu wurden etwa 1.000 Heiz-Checks  
 ausgewertet.

  
Fazit aus 1.000 Heiz-Checks 
(2011)

•   Der Brennwertnutzen ist bei rund einem Drittel der 
Geräte akzeptabel, bei einem weiteren Drittel optimie­
rungsbedürftig, beim letzten Drittel ungenügend.

•   Heizkurven sind nicht angepasst, die Tempe ra tur sprei­
zun gen zwischen Vor­ und Rücklauf sind zu gering und 
die Nachtabsenkungen sind wirkungslos.

•   Die Mehrzahl der Anlagen genügt nicht den gesetz­
lichen Anforderungen an die Dämmung von Leitungen 
und Armaturen, 5 % der Regelungen haben nicht ein­
mal einen Außentemperaturfühler.

•   Hocheffi zienzpumpen sind nur bei jeder sechsten 
Anlage in Betrieb, ein hydraulischer Abgleich hat höch­
stens in jedem fünften Heizungssystem stattgefunden.

 Lassen Sie die Heizung als Gesamtsystem optimieren.

  Lassen Sie die Effi zienz bei Neuanlagen unbedingt 
während der Gewährleistungsfrist überprüfen.

  Wählen Sie den Handwerker bei der Anlagenoptimie­
rung sorgfältig aus: Eine gute Anlage ist auf Ihre 
Bedürfnisse abgestimmt und nutzt Energie effi zient.

Die Energieberatung der Verbraucherzentrale bietet das größte interessenneutrale 
Beratungs angebot zum Thema Energie in Deutschland. Seit 1978 begleitet sie  private 
 Verbraucher mit derzeit über 550 Energieberatern und an mehr als 800 Stand orten 
in eine energiebewusste Zukunft. Jedes Jahr werden mehr als 100.000 Haushalte zu 
allen Energie­Themen unabhängig und neutral beraten, beispielsweise Energiesparen, 
 Wärmedämmung, moderne Heiztechnik und erneuerbare Energien.

Impressum

Verbraucherzentrale Bundesverband e. V., Team Energieberatung, Markgrafenstraße 66, 10969 Berlin
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HEIZ-CHECKS AUSGEWERTET
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40 JAHRE AUF DEM WEG ZUR ENERGIEWENDE 
Geschichtliche Meilensteine und die Entwicklung  
der Energieberatung der Verbraucherzentrale
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2011 kam es im Atomkraft­
werk in Fukushima zu einer 
Reihe von Unglücken und 
schweren Störfällen.  
Auf der Internationalen 
Bewertungsskala für 
nukleare Ereignisse wird 
dieser Vorfall der schwers­
ten Kategorie zugeordnet.

2011 beschloss der 
Bundestag den kompletten 
Atomausstieg bis  
Ende 2022.

ANZAHL DER BERATUNGEN

  absolut im Jahr

  geschätzt

2008 stieg in Folge der 
internationalen Finanzkrise 
der Ölpreis auf den bishe­
rigen Rekordwert von über 
90 Dollar pro Barrel.

1992 fand der erste 
Umweltgipfel in Rio de 
Janeiro statt. Er war der 
Auftakt zu den UN Klima­
konferenzen und gab 
den Startschuss und den 
Rahmen für die inter­
nationalen Klimaschutz­
verhandlungen.

2000 beschloss die Regie­
rung den generellen Atom­
ausstieg. Damit machte sie 
erneuerbare Energien zu 
einer der tragenden Säulen 
der deutschen Stromver­
sorgung und ebnete den 
Weg für ihren Ausbau.

Bis zur Mitte der 80er Jahre wuchs das Umweltbewusst­
sein der Gesellschaft. Der Bundesverband Bürgerinitia­
tiven Umweltschutz wurde gegründet wie auch neue 
Parteien und Bürgerorganisationen, die sich dem Thema 
widmeten. Umweltpolitik wurde zum bedeutsamsten 
politischen Thema dieser Zeit. 

1986 explodierte ein 
Reaktor in Tschernobyl. 
Es kam zur Kernschmelze 
und Atomkatastrophe. 
Im selben Jahr nahm das 
Umweltbundesministerium 
seine Arbeit auf.

1990 erließ die Regierung 
das Gesetz über die Ein­
speisung von Strom aus 
erneuerbaren Energien 
in das öffentliche Netz 
(Stromeinspeisungsgesetz 
StromEinspG). Dieser Mei­
lenstein bildete die Grund­
lage dafür, dass Stromver­
sorgungsunternehmen 
Energie aus regenerativen 
Quellen von Dritten auf­
kaufen und in das öffent­
liche Netz einspeisen.

1978 wurde die 
Energieberatung der 
Verbraucherzentrale ins 
Leben gerufen. Seit diesem 
Zeitpunkt wird sie vom  
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie 
gefördert. Eine ihrer ersten 
Aufgaben war es, Verbrau­
chern die Heizkostenver­
ordnung nahezubringen. 
Seither klärt sie private 
Haushalte zu den Themen 
Energiesparen, effiziente 
Energienutzung und erneu­
erbare Energien auf. 

1973 veranlasste die erste 
Ölkrise die Politik, bezüg­
lich der Energieversorgung 
und -nutzung neue Wege 
zu suchen und zu gehen.

 5.000

1976 erließ die Regierung das Energieeinsparungsgesetz, 
um private Haushalte zum Energiesparen zu motivieren. 
Daraus erging die Heizkostenverordnung, die erstmals 
Mieter finanziell belohnt, die sparsam heizen, und 
Vielverbraucher stärker an den Heizkosten beteiligt.  
Es folgten 1977 die  Wärmeschutzverordnung und  
1978 die Heizungsanlagen-Verordnung.


